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Titel:

Unverhältnismäßigkeit der vorläufigen Entziehung der Fahrerlaubnis bei groben Verstößen 
gegen das Beschleunigungsgebot

Normenketten:
StPO § 111a
StGB § 69

Leitsätze:
1. Die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis ist aufzuheben, wenn aufgrund erheblicher 
Verfahrensverzögerungen und grober Verstöße gegen das Beschleunigungsgebot die Fortdauer 
unverhältnismäßig ist. (Rn. 3) (redaktioneller Leitsatz)
2. Dies ist der Fall, wenn nach Abschluss der wesentlichen Ermittlungen über einen längeren Zeitraum 
keine weiteren Ermittlungen erfolgen (hier: fast ein Jahr) und Nachermittlungen unangemessen verzögert 
werden (hier: 2 Monate). (Rn. 5 – 9) (redaktioneller Leitsatz)
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Tenor

1. Auf die Beschwerde vom 18.06.2026 wird der Beschluss des Amtsgerichts Amberg vom 29.12.2025 
aufgehoben.

2. Der Führerschein des Beschuldigten ist diesem unverzüglich auszuhändigen.

Gründe

1
Der Beschluss vom 29.12.2025 war aufzuheben, da die Voraussetzungen für die weitere vorläufige 
Entziehung der Fahrerlaubnis nicht mehr vorliegen.

2
Eine weitere vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis ist aufgrund des enormen Zeitablaufs nicht mehr 
verhältnismäßig.

3
Zusätzlich zu dem ausdrücklich in § 111 a Abs. 2 StPO geregelten Fall ist nach einhelliger Rechtsprechung 
die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis auch dann aufzuheben, wenn eine besonders lange 
Verfahrensdauer gegeben ist und grobe Verstöße gegen das Beschleunigungsgebot vorliegen 
(Schmitt/Köhler, StPO § 111 a, Rz. 9, 10 m.w.N.).

4
Dies ist hier der Fall:

5
Tatzeit war vorliegend der 01.04.2025. Am selben Tag wurde die Fahrerlaubnis des Beschuldigten 
sichergestellt. Das forensisch toxikologische Gutachten ging bereits am 14.04.2025 bei der Pl … ein. 
Weitere nennenswerte Ermittlungen waren seitdem weder erforderlich noch tatsächlich erfolgt. Der 
polizeiliche Schlussbericht in Gestalt einer Verkehrsunfallanzeige datiert vom 16.03.2026. Mit Verfügung 
vom 17.03.2026 wurde dem Verteidiger Akteneinsicht gewährt und ihm eine Stellungnahmefrist, die bis 
13.04.2026 verlängert wurde, gewährt. Der Verteidiger bat sodann mit Schriftsatz vom 13.04.2026 die 
Staatsanwaltschaft kurzfristig um Nachermittlungen, die ausschließlich durch Stellungnahmen der 
ermittelnden Polizeibeamten bewerkstelligt werden konnten, durchzuführen. Die polizeilichen 
Stellungnahmen gingen erst am 24.06.2026 bei der Staatsanwaltschaft Amberg ein.



6
Es ist daher festzustellen, dass der Sachverhalt polizeilicherseits bereits Ende April 2025 hätte abverfügt 
werden können. Für die Dauer von fast einem Jahr wurden keine wesentlichen Ermittlungen getätigt und 
der Vorgang gleichwohl nicht mit einem Schlussbericht der Staatsanwaltschaft vorgelegt, obwohl es sich um 
eine vorrangig zu bearbeitende Fahrerlaubnissache handelt.

7
Auch die vom Verteidiger initiierten Nachermittlungen, die aufgrund der vorangegangenen verzögerten 
Sachbehandlung umso beschleunigter hätten durchgeführt werden müssen, dauerten weitere 2 Monate an.

8
Eine Anklageerhebung ist zudem noch nicht absehbar.

9
Die geschilderten enormen Verzögerungen stellen daher mehrfache grobe Verstöße gegen das 
Beschleunigungsgebot dar.

10
Somit war unabhängig von einem etwaigen Wegfall der Voraussetzungen der Entziehung der Fahrerlaubnis 
gemäß § 111 a Abs. 2 StPO der Beschluss über die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis vom 
29.12.2025 aufzuheben.


